Funkmastgegner Bz 29.10.11   Helmlinger sind besorgt

Gibt es im Rheinauer Stadtteil eine erhöhte Krebs-Häufigkeit?

RHEINAU/OFFENBURG {BZ}. Gibt es im Rheinauer Stadtteil Helmlingen eine Häufung von Krebserkrankungen? Die Stadt Rheinau hat dem Gesundheitsamt beim Landratsamt in Offenburg einen Überblick über die Krebsfälle der vergangenen Jahre zukommen lassen und bittet jetzt um Aufklärung. Laut einer Mitteilung des Landratsamts liege dem Gesundheitsamt die Angelegenheit vor. Doch weil noch zahlreiche Daten und Fakten gesammelt werden müssen, könne im Moment nicht gesagt werden, wann mit einer offiziellen Stellungnahme zu rechnen sei.

In der Fragestunde für Einwohner hatte sich in der jüngsten Gemeinderatssitzung eine Bürgerin aus Helmlingen zu Wort gemeldet. Sie zeigte sich sehr besorgt über eine auffällige Zunahme von Krebserkrankungen von Tier und Mensch im nördlichsten Ortsteil von Rheinau und bat um Untersuchung. Bürgermeister Michael Welsche teilte mit, dass man auch aufgrund eines nicht-öffentlichen Beschlusses des Helmlinger Ortschaftsrats bereits aktiv geworden sei und das Gesundheitsamt um Stellungnahme gebeten habe. Man warte auf das Ergebnis und werde dann sehen, wie es weiter gehe.

Der Helmlinger Ortsvorsteher Manfred Kreß bestätigte jetzt überdies auf Anfrage, dass es in zwei Helmlinger Gebieten eine auffällige Häufung von teilweise auch tödlich verlaufenen Krebserkrankungen gebe. Dies falle seit etwa vier bis fünf Jahren auf. Der teilweise sehr aggressive Krebs habe junge und ältere Menschen gleichermaßen betroffen, so Kreß, der sich nicht an Spekulationen über die Ursache der Erkrankungen beteiligen wollte, die auch in der Gemeinderatssitzung laut geworden waren. So wird im Ort darüber spekuliert, ob eine Raffinerie im elsässischen Drusenheim, ein Chemiewerk in Greffern oder ein Funkmast Ursache der erhöhten Krebsrate sei. Der Ortschaftsrat habe sich nach nichtöffentlicher Beratung des Themas an die Stadtverwaltung gewandt und diese gebeten, sich zu kümmern, jetzt warte man auf die Antwort aus dem Gesundheitsamt. Der Landfrauenverein sowie der Frauen- und Krankenpflegeverein würden den Gang der Dinge aufmerksam beobachten.

